
Abgeordnetenhaus BERLIN

Formular Vers. 2.0, unter https://www.parlament-berlin.de/dokumente/lobbyregister Seite 1 von 4

Beteiligungsbeitrag
(Informationen nach § 5 Lobbyregistergesetz)

Bitte Zutreffendes ankreuzen (und per E-Mail an die angekreuzte Adresse senden):

Die schriftliche oder elektronische Äußerung im Rahmen eines
Gesetzgebungsverfahrens richtet sich an eine Abgeordnete oder einen Abgeordneten,
eine Fraktion, an einen Ausschuss oder an den Präsidenten des
Abgeordnetenhauses:

Abgeordnetenhaus von Berlin
Parlamentsdokumentation – II ID Dok
– Lobbyregister –
Niederkirchnerstraße 5
10117 Berlin

E-Mail: lobbyregister@parlament-berlin.de

Die schriftliche oder elektronische Äußerung im Rahmen eines
Gesetzgebungsverfahrens richtet sich an den Senat, eine Senatsverwaltung oder an
eine ihr nachgeordnete Behörde:

Senatsverwaltung für
Geschäftszeichen
Anschrift
E-Mail

Bezeichnung des Gesetzentwurfs (Anmerkungen siehe Seite 4)

1. Name der oder des Beteiligten

2. Rechtsform

3. vertretungsberechtigte Person

4. Geschäftsanschrift



Abgeordnetenhaus BERLIN

Formular Vers. 2.0, unter https://www.parlament-berlin.de/dokumente/lobbyregister Seite 2 von 4

5. Interessenbereich und Schwerpunkt der Tätigkeit der oder des Beteiligten

x Interessenbereich:

x Schwerpunkt:

6. Zusammenfassung der wesentlichen Ansichten der oder des Beteiligten zum
Gesetzesvorhaben (Kurzfassung):
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7.

Schriftliche oder elektronische Äußerung zum jeweiligen Gesetzesvorhaben
(Langfassung) ist als Anlage (maschinenlesbares PDF-Format) beigefügt.

Nur für Vereinigungen nach Artikel 9 Absatz 3 des Grundgesetzes sowie Religions- und
Glaubensgemeinschaften nach Artikel 4 des Grundgesetzes:

Zustimmung zur Veröffentlichung der schriftlichen oder elektronischen Äußerung
(Langfassung)

Hinweis:

Die Zustimmung zur Veröffentlichung ist bei Vereinigungen nach Artikel 9 Absatz 3 des
Grundgesetzes nur ausnahmsweise erforderlich, wenn die schriftliche oder elektronische
Äußerung den verfassungsrechtlich geschützten Bereich der Wahrung und Förderung der
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen betrifft.

---------------------------------- --------------------------------------

Ort, Datum Unterschrift

Hinweis zum Datenschutz:

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der betroffenen personenbezogenen Daten ist § 6 des
Berliner Lobbyregistergesetzes.
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Anmerkungen

Anmerkung zur Bezeichnung des
Gesetzentwurfs:
Titel des Gesetzentwurfs, Drucksachen-Nr. des
Abgeordnetenhauses, Titel und Bearbeitungsstand
des Referentenentwurfs. Falls dies nicht bekannt
sein sollte, bitte den Inhalt des Gesetzentwurfs in
Stichworten beschreiben.

Anmerkung zu Ziffer 1:
Für den Fall der Beteiligung von Anwaltskanzleien
und Unternehmensberatungen oder sonstiger
Unternehmen, die Geschäfte für Dritte
wahrnehmen, ist auch die Nennung der
Auftraggebenden erforderlich.
Eine anwaltliche Vertretung im Sinne des § 2
Absatz 1 des Rechtsdienstleistungsgesetzes, die
eine rechtliche Prüfung des Einzelfalls erfordert, ist
von der Auskunfts- und Eintragungspflicht für das
Lobbyregister nicht erfasst.

Anmerkung zu Ziffer 2:
Beispiele:
x Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)
x Eingetragener Verein (e. V.)
x Rechtsfähige Stiftung bürgerlichen Rechts
x Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts
x Nicht rechtsfähiger Verein
Bei Netzwerken, Plattformen oder sonstigen
Formen kollektiver Tätigkeit, bitte die Form der
Organisation näher beschreiben.
Bei natürlichen Personen entfällt die Angabe.

Anmerkung zu Ziffer 3:
Vertretungsberechtigte Personen sind gesetzliche
Vertreter, die eine juristische Person oder eine
Personengesellschaft auf der Grundlage eines
Gesetzes vertreten.
Bestehen keine gesetzlichen Regelungen, sind die
Personen anzugeben, die rechtlich für die
Interessenvertretung verantwortlich sind und deren
Vertretungsmacht sich aus den internen Regeln der
Organisation ergibt.

Anmerkung zu Ziffer 4:
Bitte Straße, Hausnummer, PLZ, Ort, E-Mail-
Anschrift, ggf. Internetadresse, eintragen.

Anmerkung zu Ziffer 5:
Schwerpunkt der Tätigkeit – Beispiele:
x Wirtschaftsverband oder Gewerbeverband/-verein
x Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerverband
x Berufsverband
x Beratungsunternehmen
x Anwaltskanzlei, Einzelanwältin oder Einzelanwalt

x Nichtstaatliche Organisation
(Nichtregierungsorganisation, Plattform oder
Netzwerk)

x Kirche oder andere Religions- oder
Weltanschauungsgemeinschaft

x Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des
öffentlichen Rechts

x eingetragener Verein

Interessenbereiche – Beispiele:
x Arbeit
x Bildung
x Jugend und Familie
x Energie
x Europapolitik und Europäische Union
x Soziales
x Gesundheit, Pflege
x Öffentliche Sicherheit und Ordnung
x Kultur
x Medien, Digitalisierung und Datenschutz
x Finanzen
x Stadtentwicklung, Bau- und Wohnungswesen
x Recht
x Sport
x Staat und Verwaltung
x Umwelt
x Verkehr
x Wirtschaft
x Wissenschaft, Forschung und Technologie

Anmerkung zu Ziffer 6:
Die Zusammenfassung ist auf 5000 Zeichen
einschließlich Leerzeichen begrenzt.

Anmerkung zu Ziffer 7:
Betrifft die schriftliche oder elektronische Äußerung
von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden im
Sinne von Artikel 9 Absatz 3 des Grundgesetzes
den verfassungsrechtlich geschützten Bereich der
Wahrung und Förderung der Arbeits- und
Wirtschaftsbedingungen, wird die Langfassung nur
mit Zustimmung veröffentlicht.
Auch schriftliche oder elektronische Äußerungen
der Religions- und Glaubensgemeinschaften nach
Artikel 4 des Grundgesetzes dürfen nur
veröffentlicht werden, wenn diese zustimmen.
Die Zusammenfassung der wesentlichen Ansichten
(sog. Kurzfassung, oben Ziffer 6) sowie die
Informationen der Ziffern 1 – 5 werden auch dann
veröffentlicht, wenn die Zustimmung zur
Veröffentlichung der Langfassung nicht erteilt
wurde.



 

 
Koalition der Freien Szene 

www.koalition-der-freien-szene-berlin.de 
24. April 2022 

FORDERUNGEN 2022–26: RUNDER TISCH FREIE SZENE 

1. Nachhaltige, inklusive, auskömmliche und rechtssichere 
Förderstrukturen für die Freie Szene 

Wir fordern eine Evaluierung der Förderstrukturen und Überarbeitung der Fördermatrix für die Freie 
Szene, weg von ergebnisorientierten Projektförderungen und hin zu prozessoffenen Arbeits- und 
Recherchestipendien sowie die Verlängerung bzw. Aufstockung bestehender Stipendien. Dabei muss 
die Rechtssicherheit und eine einheitliche Behandlung aller Stipendien – auch Sonder-Stipendien – 
als steuerfreier Zuschuss zum Lebensunterhalt gewährleistet werden. Und es müssen insbesondere 
Künstler*innen und Kunstschaffende mit Kindern sowie strukturell benachteiligte Gruppen, d.h. 
Menschen mit Diskriminierungserfahrung, stärker berücksichtigt werden sowie Maßnahmen zur 
Gendergerechtigkeit ergriffen werden. Um die Vielfalt der Freien Kunstszene in Berlin zu erhalten 
fordern wir zudem eine bessere finanzielle Ausstattung der Bezirke – strukturell sowie im Rahmen 
von Förderprogrammen. Die Empfehlungen zu Honoraruntergrenzen müssen gemeinsam mit den 
Verbänden weiterentwickelt werden und dürfen nicht nur das Niveau eines Mindestlohns/-honorars 
anstreben, sondern der Ausbildung angemessene sowie zum Leben auskömmliche Löhne und 
Honorare darstellen. 

2. Transparenz in der Entwicklung und Ausgestaltung von 
Förderprogrammen unter Beteiligung von Vertreter*innen der 
Freien Szene 

Wir fordern eine stärkere Einbeziehung unserer Expertise bei der Ausgestaltung des 
KULTURSOMMERS, der DRAUSSENSTADT sowie der pandemiebedingten Neustart-Programme, 
damit niemand aus der äußerst diversen Freien Szene durch das Raster der Fördermatrix fällt und 
insbesondere auch die nicht in Verbänden organisierten freien sowie transdisziplinär arbeitenden 
Künstler*innen in den Gesprächen vertreten sind. Im Sinne der Spartengerechtigkeit innerhalb der 
Freien Szene halten wir eine regelmäßige und mit finanziellen Mitteln unterfütterte 
Zusammenarbeit für angemessen. 

3. Transparenz und Chancengleichheit bei der kulturellen Nutzung 
landeseigener Liegenschaften 

Wir fordern, dass die Zwischennutzung der Hangars im ehemaligen Flughafen Tempelhof  mietfrei 
und mit einer Bezuschussung der Betriebskosten von 50 % öffentlich ausgeschrieben wird. 
Projektanträge müssen durch eine Jury bzw. ein Expert*innen-Gremium ausgewählt werden, wie bei 
der Verwendung von Steuergeldern üblich. Wir fordern darüber hinaus eine Stellungnahme zur 
weiteren Entwicklung des Flughafengebäudes Tempelhof. 



 

4. Haushaltstitel für PROSA und Sicherung von Arbeitsräumen für 
Kunst und Kultur 

Wir fordern einen Kulturkataster sowie einen verbindlichen Stadtentwicklungsplan Kultur, damit 
Räume für die künstlerische Arbeit, Produktion und Präsentation aller Sparten der Freien Szene bei 
in Planung befindlichen neuen Stadtquartieren mitgedacht werden – denn die Sicherung von 
Arbeitsräumen für Kunst und Kultur darf sich nicht nur auf landeseigene Immobilien beschränken. 
Die angekündigte Stärkung des Arbeitsraumprogramms muss sich auch im Kulturhaushalt 
niederschlagen. Die Erfahrung aus dem Bündnis Kultur Räume Berlin (KRB) zeigt, dass PROSA 
(Projekt zur Schaffung künstlerischer Arbeitsräume) eine Finanzierung über eine Aufhängung mit 
einem eigenen Haushaltstitel benötigt. Um ausreichend Räume für die künstlerische Arbeit, 
Produktion und Präsentation für alle Sparten zu schaffen, fordern wir für das Arbeitsraumprogramm 
entsprechende Aufwüchse. Wir begrüßen die Evaluation des Bündnisses KRB. Den Aufbau einer 
Taskforce für bedrohte Räume unterstützen wir und fordern, hierbei die Expertise von PROSA 
einzubinden. 

5. Stärkung von Selbtverwaltungsstrukturen und Ehrenamt 

Wir fordern eine Stärkung der Selbstverwaltungsstrukturen der Verbände und Initiativen der Freien 
Szene. Denn ihre wichtige Arbeit – die auch die Verwaltung entlastet – wird fast ausschließlich im 
Ehrenamt geleistet. Ohne eine finanzielle Basisunterstützung droht die Freie Szene langfristig 
weiteren Schaden zu nehmen. Stipendien, die speziell der Förderung des ehrenamtlichen 
Engagements von Kulturschaffenden dienen oder die Verankerung von Aufwandsentschädigungen 
für Selbstverwaltungsarbeit in der Freien Szene könnten hier Abhilfe schaffen. 

6. Partizipation und Cultural Governance 

Wir fordern eine nachhaltige Beteiligung auf Augenhöhe in allen Belangen der Freien Szene und 
zählen hier auf einen der Koalitionspartner, für den Bürger*innenbeteiligung und Transparenz 
unabdingbar zu einer demokratischen Politik und Cultural Governance unter Beteiligung der 
Zivilgesellschaft gehören. Dem allgemeinen Bekenntnis zu partizipativen Verfahren reicht uns nicht, 
denn es mündete in der Vergangenheit allzuoft in Scheinbeteiligung. Die Entwicklung der 
öffentlichen Liegenschaft Alte Münze betrachten wir als Lackmus-Test für dieses Bekenntnis und 
eine Chance, die Weichen für eine neue, transparente und partizipative Kulturpolitik im Sinne des 
Allgemeinwohls zu stellen. Denn Kulturpolitik ist Gesellschaftspolitik und darf nicht nur Politik und 
Verwaltung in Entscheidungsprozesse einbeziehen, sondern muss auch die Betroffenen – also 
Künstler*innen, Kulturschaffende und interessierte Bürger*innen – beteiligen. 

7. Runder Tisch Kulturelle Bildung 

Die gewachsene Struktur der Berliner Programme der Kulturellen Bildung in Berlin findet keinerlei 
Erwähnung im Koalitionsvertrag (TUSCH, TANZZEIT, Kulturagent:innen, QuerKlang, TUKI, Lesezeit, 
Poetische Bildung, MAX Artists in Residence, Kinderkulturmonat usw.). Ebensowenig wird der 
Projektfonds Kulturelle Bildung mit seiner wichtigen Schnittstellenaufgabe zwischen den Ressorts 
Kultur und Bildung erwähnt. Gerade in diesem Bereich braucht es aber nicht nur eine verbindliche 
Stärkung der Strukturen sondern auch ihre dezidierte Weiterentwicklung. Berlin gilt hier als 
bundesweites und internationales Vorbild. Daher fordern wir einen Runden Tisch Kulturelle Bildung 
zur gemeinsamen Neujustierung und Weiterentwicklung. 



 

Koordiniert wird die Arbeit der Koalition der Freien Szene vom Sprecher*innenkreis mit folgenden Vertreter*innen:  
Ansprechpartner*innen:  Daniel Brunet 
Fu ̈r Bildende Kunst:  aktuell unbesetzt 
Fu ̈r Musik: Kerstin Wiehe, Initiative Neue Musik e.V. (inm) 
Fu ̈r Literatur:   Blanka Stipetic, Netzwerk freie Literaturszene Berlin e.V. (NfLB) 
Fu ̈r Tanz:    Cilgia Carla Gadola, Zeitgenössischer Tanz Berlin (ZTB) 
Für Darstellende Künste:  Daniel Brunet, Landesverband Freie Darstellende Ku ̈nste (LAFT Berlin) 
Fu ̈r Projektra ̈ume:   Isolde Nagel, Netzwerk freier Berliner Projektra ̈ume und -initiativen 
Spartenunabhängige: Natalie Gravenor, Kerstin Quitsch, Julia Schell 

8. Berliner Kulturfördergesetz 

Wir unterstützen die Initiative für ein Berliner Kulturfördergesetz zur Absicherung der diversen 
Berliner Kulturlandschaft. Den angekündigten Prozess der Prüfung von Rahmenbedingungen auf 
dem Weg zu einem solchen Gesetz werden wir kritisch begleiten und fordern dabei die Beteiligung 
von "Kultur.Fördern.Gesetz", einem Zusammenschluss von über 60 Berliner Verbänden und 
Vereinen. 

9. Film und Medien 

Wir fordern selbstverwaltete bzw. dezentral vergebene Mittel für künstlerische und experimentelle 
Vorhaben in den Sparten Film und Medien, um das Medienboard als zentrales Förderinstrument für 
vorwiegende kommerziell ausgerichtete Projekte zu ergänzen. 

10. Runder Tisch Freie Szene 
Die Pandemie hat gezeigt, wie wichtig sowohl eine Evaluierung und Neujustierung der 
Förderlandschaft für die Freie Szene ist als auch der Dialog mit ihren Verbänden und 
spartenübergreifenden Interessenvertretungen. Deshalb fordern wir einen RUNDEN TISCH 
FREIE SZENE, an dem Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft die oben genannten 
Themen gemeinsam untersuchen und diskutieren und nach zielführenden Lösungen 
suchen. 
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